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Mit seinem Urteil 8C_75/2019 vom 17. Mai 2019 bestätigt das
Bundesgericht seine strenge Praxis bei der Anerkennung eines
Grundlagenirrtums bei Aufhebungsvereinbarungen, welche auch im
öffentlichen  Personalrecht  eine  grosse  Bedeutung  haben.
Demnach  kann  eine  Arbeitgeberin  keinen  Grundlagenirrtum
geltend machen, wenn sich der Arbeitnehmer nach Abschluss des
Aufhebungsvertrages treuwidrig verhält.

Das Bundesgericht hatte sich mit dem Fall eines leitenden
Angestellten einer überkommunalen Anstalt im Kanton Zürich zu
beschäftigen. Kurz nach der Kündigung durch die Arbeitgeberin
schlossen die Parteien eine Aufhebungsvereinbarung, welche dem
Arbeitnehmer unter anderem eine Entschädigung von Fr. 75’000
zusprach. Während der Kündigungsfrist warf die Anstalt dem
Arbeitnehmer aber vor, grosse Mengen geschäftlicher Daten auf
einen  privaten  USB-Stick  kopiert  zu  haben.  Nachdem  die
Arbeitgeberin dem Arbeitnehmer das rechtliche Gehör eingeräumt
hatte, stellte sie diesen per sofort frei. Rund fünf Wochen
später  erliess  sie  zudem  eine  Verfügung,  worin  sie  die
Entschädigung zufolge Irrtums widerrief.

Der Bezirksrat wies den vom Arbeitnehmer eingereichten Rekurs
ab, das Zürcher Verwaltungsgericht hiess die Beschwerde des
Arbeitnehmers  hingegen  gut  (VB.2018.00368).  Gegen  diesen
Entscheid gelangte wiederum die Arbeitgeberin mit Beschwerde
ans Bundesgericht.

Aufhebungsverträge  sind  auch  im  Bereich  des  öffentlichen
Personalrechts grundsätzlich zulässig, soweit das öffentliche
Recht dafür Raum lässt. In Bezug auf allfällige Willensmängel
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sind solche verwaltungsrechtlichen Verträge nach den analog
anwendbaren Bestimmungen des Obligationenrechts zu beurteilen
(Art. 23 ff. OR). Die Arbeitgeberin machte denn auch einen
Grundlagenirrtum  geltend:  Sie  hätte  den  Vertrag  nicht
abgeschlossen, wenn sie gewusst hätte, dass der Arbeitnehmer
sich während der Kündigungsfrist treuwidrig verhalten würde.
Nach Treu und Glauben im Geschäftsverkehr fehle es damit 
sowohl  subjektiv  als  auch  objektiv  betrachtet   an  einer
notwendigen Grundlage des Vertrags (Art. 24 Abs. 1 Ziff. 4
OR).

Wie  weit  auch  falsche  Vorstellungen  über  zukünftige
Sachverhalte einen Grundlagenirrtum begründen können, ist in
der Lehre jedoch umstritten. Das Bundesgericht erachtet einen
solchen Irrtum nur dann als wesentlich, wenn es sich nicht
bloss  um  spekulative  Erwartungen  handelt,  etwa  die
Vorstellung, eine Person bewähre sich in der ihr zugedachten
Funktion. Entsprechend bestätigte das Bundesgericht auch den
Entscheid  der  Vorinstanz.  Wenn  eine  Arbeitgeberin  davon
ausgeht, ein Arbeitnehmer beachte in der restlichen Dauer des
Arbeitsverhältnisses  seine  Treuepflicht,  so  handle  es  sich
dabei  um  eine  unsichere  Erwartung,  welche  nicht
notwendigerweise einen Grundlagenirrtum begründen könne.

Mit  der  Bestätigung  der  strengen  Anforderungen  an  die
Geltendmachung  eines  Grundlagenirrtums  beim  Abschluss  einer
Aufhebungsvereinbarung bestärkt das Bundesgericht die auch in
der  Praxis  des  öffentlichen  Personalrechts  bedeutsamen
Aufhebungsvereinbarungen. Beide Vertragsparteien sollten sich
daher  vor  Abschluss  einer  solchen  Vereinbarung  über  ihre
Rechte  und  Pflichten  bewusst  sein,  da  die  nachträgliche
Berufung auf einen Grundlagenirrtum hohen Hürden unterliegt.


